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Der Deutsche Bundestag und der Bundesrat haben die Bundes- 
regierung durch Entschließungen vom 19. Juni und vom 2. Juli 1954 
ersucht, das geltende Genossenschaftsrecht zu überprüfen. Uber den 
Stand der Reformarbeiten habe ich dem Bundestag am 28. Juni 1955 
berichtet - Drucksache 1544 

Seit der Erstattung des Zwischenberichts vom 28. Juni 1955 haben 
vier mehrtägige Sitzungen der Sachverständigen stattgefunden (ins- 
gesamt also neun Sitzungen); die zehnte Sitzung, in der das siebente 
der in der Anlage des Zwischenberichts aufgeführten zehn Diskus- 
sionsthemen behandelt werden soll, ist für den 9./ 10. Juli 1956 
vorgesehen. Zur Erledigung der Themen Nr. 8 bis 10 werden 
voraussichtlich noch weitere vier Sitzungen erforderlich sein. 

Der Bundestag hat die Bundesregierung ersucht, bis zum 30. Juni 1956 
einen Gesetzentwurf über die Reform 'des Genossen Schafts rechts 
vorzulegen. Zu meinem Bedauern kann dieser Termin nicht ein- 
gehalten werden. Es würde nicht im Sinne der von den gesetz- 
gebenden Körperschaften geforderten dauerhaften und umfassenden 
Reform des Genossenschaftsrechts liegen, wenn die Bundesregierung 
Entschließungen über Änderungen eines so grundlegenden Gesetzes 
wie des Genossenschaftsgesetzes oder anderer für Genossenschaften 
geltender Vorschriften vor Abschluß der Beratungen der Sachver- 
ständigen über die grundsätzlichen Fragen treffen würde. Dies gilt 
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insbesondere für die von manchen Kreisen geforderte Beschränkung 
der Genossenschaften auf bestimmte Formen wirtschaftlicher Be- 
tätigung durch Neufassung des gesetzlichen Genossenschaftsbegriffs 
und für die Frage, ob die Rechtsform der Genossenschaft künftig 
nur noch für Zusammenschlüsse natürlicher Personen zur Verfügung 
stehen soll. 

Die Bundesregierung wird bemüht sein, die Beratungen der Sach- 
verständigen so bald wie möglich abzuschließen. Sie wird dann 
prüfen, ob und in welcher Hinsicht eine Änderung des Genossen- 
schaftsgesetzes oder anderer für Genossenschaften geltender Rechts- 
vorschriften den gesetzgebenden Körperschaften vorgeschlagen 
werden soll. 


Neumayer 



